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letzer des Privilegiums hat micht ſofortige executionsfähige Wirkung. 

Zu 8 199, lit. e St. ©. B. Maß und Gewicht find im „öffentlichen“ Gewerbe 
nur dann gebraucht, wenn die Abwägung oder Abmeſſung in den zum 
Gewerbebetrieb beſtimmten Räumlichkeiten ſtattfindet. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beweiskraft öffentlicher Urkunden kömmt den innerhalb des 
autonomen Wirkungskreifes der Gemeinde ausgeſtellten Docu— 
menten nicht zu. 

Gemäß der Bürgſchaftsurkunde ddto. 25. Juli 1839 war ob 
dem Haufe Conſer.-Nr. 157 zu X. die Dienftcaution des Johann B., 
ehemaligen Rentmeiſters der Stadt X., im Betrage von 900 fl. CM. 
zu Gunſten des Stadtmagiſtrates von X. als Dienſtobrigkeit hypothe⸗ 
kariſch ſichergeſtellt. 

Im Grunde des wider Johann B. durchgeführten Disciplinar— 
verfahrens wurde derſelbe ſohin mittelſt Beſchluſſes der Gemeindever- 
tretung der Stadt X. ddto. 22. Februar 1873 ſchuldig erkannt, den 
Betrag per 1623 fl. 26 kr. aus den Gemeinde-Einkünften der Stadt X. 
und den Betrag per 869 fl. 35 kr. aus dem Kirchenvermögen ver- 
untreut und überdies durch ſeine Nachläſſigkeit verſchuldet zu haben, 
daß ſtädtiſche Rentforderungen im Geſammtbelaufe von mehr als 
5000 fl. uneinbringlich wurden. Dieſer Beſchluß der Gemeindevertretung 


wurde dem Johann B. zugeſtellt, und hat derſelbe wider ihn keine 


Einwendung erhoben, ſondern mittelſt der ſpäter ausgefertigten Er⸗ 
klärung ddto. 25. November 1877 feine Einwilligung ertheilt, daß die 
Stadtgemeinde X. feine Dienftcaution zur Deckung oder Tilgung der 
hinter ihm verwieſenen Rechnungserſätze verwende und erklärte gleich— 
zeitig, daß dieſe Caution in das volle uneingeſchränkte Eigenthum der 
Stadtgemeinde übergehe. 

Im Jahre 1875 wurde jedoch mittlerweile das Haus Conſer.⸗ 
Nr. 157 ſeitens der Sparcaſſe zu L. um den executiven Meiſtbot per 


4211 fl. erſtanden und bei der Kaufſchillings⸗Berechnungstagfahrt auch 


die Dienſtcaution per 900 fl. CM. oder 945 fl. ö. W. aus dem 
Meiſtbote zur Zahlung zugewieſen, ferner auch über Erſuchen der Er- 
ſteherin dem Meiſtbotsvertheilungsbeſcheide der Beiſatz angefügt, daß 
ſich die Sparcaſſe zu L. vorbehält, den Betrag per 945 fl. ö. W. 


behufs Abſchlagszahlung auf ihre dermal leer ausgegangenen Forderun⸗ 
gen in Anſpruch zu nehmen, „falls dieſe Dienſtcaution dem Johann B. 
erfolgt werden jollte”. 

| Die Stadtgemeinde X. hat nun im Jahre 1878 die Sparcaffe 
zu L. als nunmehrige bücherliche Eigenthümerin des Hauſes Conſer. 
Nr. 157 auf Zahlung der ob dieſem Reale ſichergeſtellten und laut 
des Meiſtbotsvertheilungsbeſcheides aus dem Meiſtbote zur Zahlung 
angewieſenen Dienſteaution per 945 fl. ö. W. ſammt Verzugszinſen 
vom Klagtage und den Gerichtskoſten beim k. k Bezirksgerichte zu P. 
belangt, wogegen die Sparcaſſe zu L. ſich vorzugsweiſe mit der Ein- 
wendung zu ſchützen ſuchte, daß beſagte Dienftcaution nicht zu Handen 
der autonomen Gemeinde X., ſondern des Stadtmagiſtrates von X. 
hafte, daß ferner der obeitirte Disciplinarausſpruch der Gemeindever— 
tretung nicht beweiſe, daß Johann B in der That die Beträge per 
1623 fl. 26 kr. und per 869 fl. 35 kr. veruntreut und den ſtädtiſchen 
Renten einen weiteren Schaden per 5000 fl. zugefügt habe. Die 
übrigen Prämiſſen des Streites gehen aus den nachfolgenden Ent— 
ſcheidungsgründen hervor. 

Nach geſchloſſener Verhandlung erkannte das k. k. Bezirksgericht 
zu P. mittelſt Urtheils vom 31. Jänner 1880, 3. 368, zur Gänze nach 
dem Klagebegehren, — aus Gründen: Durch das Geſtändniß der 
Geklagten ift laut $ 107 a. G. O. dargethan, daß die Dienſtcaution 
des Johann B. als geweſenen Rentmeiſters des Stadtmagiſtrates zu X. 
im Grunde der Bürgſchaftsurkunde ddto. 25. Juli 1839 und des 
Grundbuchsextractes dato. 30. Mai 1840 ob dem Haufe Conſer.⸗ 
Nr. 157 zu X. zu dem Ende pfandrechtlich ſichergeſtellt ſei, auf daß 
ſich der Stadtmagiſtrat zu X. als Obrigkeit an dieſer Caution ſeines 
Rentmeiſters Johann B. für den Fall erhole, als derſelbe zum Erſatze 
von aus ſeiner Amtsführung ſich ergebenden Rechnungsmängeln verfällt 
werden ſollte. 

Durch das kaiſ. Patent vom 14. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 150, wurde den Gemeinden das Recht der Selbſtverwaltung ihres 
Vermögens eingeräumt, welches nicht blos das proviſoriſche Gemeinde— 
geſetz vom 17. März 1849, R. G. Bl. Nr. 170, ſondern auch die 
Gemeindeordnung vom 16. April 1864 anerkennt. Laut aller dieſer 
Geſetze ſteht der Gemeinde das Recht der Ernennung ihrer Beamten 
und Diener zu, und indem der Gemeindeausſchuß der Stadt X. den 
Johann B. auch nach Erlaſſung derſelben in ſeiner Dienſtleiſtung als 
Rentmeiſter weiter beließ, wurde derſelbe nunmehr dem Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſe der Stadt X. verantwortlich und haftete feine Dienftcaution 
fortan zu Handen der autonomen Gemeinde der Stadt K. 
| Unter Zuſtimmung des Landesausſchuſſes ddto. 8. November 
1864, 3. 15.258, wurde nach Zulaß des VIII. Hauptſtückes der 
Gemeindeordnung ex 1864 ein eigener Ausſchuß behufs Verwaltung 
des Gemeindevermögens eingeſetzt, welcher ſeither dieſes abgeſonderte 
Vermögen der Stadt K. verwaltet. 

In Erwägung nun, daß durch den in Rechtskraft erwachſenen 
Meiſtbotsvertheilungsbeſcheid ddto. 24. Februar 1875, Z. 1647, die 


Caution des Johann B. im Betrage per 945 fl. ö. W. der Stadt: 
gemeinde X. zur Zahlung zugewiefen wurde und die belangte Erſteherin 
ſich blos für den Fall das Recht auf dieſe Caution verwahrte, wenn 
dieſelbe dem Johann B. rechtsgiltig zuerkannt und hierauf demſelben 
erfolgt oder gezahlt werden ſollte; in Erwägung, daß die Belangte 
eingeſtand, das Haus Eonſer.⸗Nr. 157 um den Meiſtbot per 4211 fl. 
bei der executiven Feilbietung erſtanden zu haben; in weiterer Er- | 
wägung, daß durch das rechtskräftig gewordene Schulderkenntniß ddte. 
25. Auguſt 1872, 3. 210, Johann B. des ſchwerſten Dienſtvergehens, 
der Verletzung der Amtstreue, dahin ſchuldig erkannt wurde, daß er 
ſich die ihm anvertrauten Geldbeträge per 1623 fl. 26 kr. und per 
869 fl. 35 kr. zugeeignet habe, weiters aber auch der gröblichen Ver— 
nachläſſigung ſeiner Dienſtpflicht als Rentmeiſter ſich dadurch ſchuldig 
machte, daß er rechtzeitig ſtädtiſche Rentforderungen im Geſammtbelaufe 
per 5000 fl. hereinzubringen unterließ, wodurch dieſelben uneinbringlich 
wurden, und in ſchließlicher Erwägung, daß durch die Urkunde adto. 
25. November 1877 nach §S 114 a. G O. erwieſen vorliegt, daß 
Johann B. ausdrücklich einbekannte, daß obige Erſätze hinter ihm aus⸗ 
haften und die ob dem Haufe Conſer.-Nr. 157 zu K. ſichergeſtellte 
Caution in das volle Eigenthum der Stadtgemeinde X. abtrat: mußte 
dem Klagebegehren unbedingt ſtattgegeben werden. 

Die Einwendung der Verjährung iſt durch die Beſtimmung des 
8 1489 a. b. G. B. entkräftet. Auch die Einwendung, daß der Be⸗ 
trag per 1623 fl. 26 kr. identiſch ſei mit der unter Poſt 3 und 5 
des Grundbuchsextractes lit. C vorgemerkten Summe per 1623 fl. 
26 kr. iſt für dieſen Rechtsſtreit unerheblich, weil Johann B. der 
Stadtgemeinde X. nicht blos 1623 fl. 26 kr., ſondern überdies noch 
869 fl. 35 kr. und 5000 fl. zu erſetzen ſchuldig war. 


Ueber Appellation der belangten Sparcaſſe ändert jedoch das 
k. k. Oberlandesgericht zu P. laut des Decretes vom 5. Mai 1880, 
3. 12.058 und 13.174, das Urtheil erſter Inſtanz dahin ab, daß das 
Klagsbegehren dermal abgewieſen werde, und die Klägerin der Belangten 
die Gerichtskoſten zu erſetzen habe, — aus folgenden Gründen: 

Das Schulderkenntniß der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde 
X. kann bezüglich des Ausſpruches, daß Johann B. als ehemaliger 
Rentmeiſter der Stadt X. die Beträge per 1623 fl. 26 kr. und 
per 869 fl 35 kr. veruntreut, ſowie auch die Uneinbringlichkeit der 
Activforderungen der Gemeinde per 5000 fl. verſchuldet habe, nicht als 
öffentliche Urkunde im Sinne der SS 111 und 112 a. G. O. augeſehen 
werden, weil es ſich hier nicht um eine Angelegenheit im ämtlich über— 
tragenen, ſondern im autonomen Wirkungskreiſe der Gemeinde, rückſicht⸗ 
lich um eine auf die freie Verwaltung ihres Vermögens Bezug 
nehmende Angelegenheit handelt. Auch die Erklärung des Johann B. 


| 
| 
1 
I 


dılto. 25. November 1877 ſtellt ſich gegenüber der belangten Sparcaſſe 
als keine Beweisurkunde nach $ 113 a. G. O. dar. Inſofern aber 
rückſichtlich der Verbindlichkeit des Johann B., beziehungsweiſe ſeines 
Nachlaſſes gegenüber der Klägerin ein gerichtliches Urtheil nicht vorliegt 
und dieſe Verbindlichkeit auch nicht aus den Klagsbeilagen hervorgeht: 
ſo mußte die Klage dermal abgewieſen werden. Der Ausſpruch über 
die Gerichtskoſten beruht auf den 88 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 69. 

Ueber die von beiden Theilen ergriffene Reviſion hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof das Urtheil der zweiten Inſtanz vollinhaltlich beſtätigt. 
— Gründe: 

Der Reviſionsbeſchwerde der klagenden Stadtgemeinde konnte 
keine Folge gegeben werden, — denn die Verwaltung des eigenen Ver— 
mögens ſteht Jedermann zu, und es kann mithin eine Verfügung, 
welche eine Gemeinde mit Bezug auf die Verwaltung ihres Vermögens 
erläßt, nicht als eine in Amtsfachen erlaſſene, oder ein in dieſer Rich | 
tung errichtetes Document als ein öffentliches angeſehen werden, denn 
es mangelt hier und iſt auch nicht erforderlich eine beſondere Gewalt, 
welche das Geſetz als die oberſte Anordnung ertheilt. | 

Abgeſehen demnach hievon, daß die von der Klägerin vorgelegten 
Urkunden ſich blos auf die Disciplinarbehandlung des Johann B. be⸗ 
ziehen, fo kann denſelben rückſichtlich der Frage, welche Erſätze 
Johann B. ſchuldig ſei, niemals die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden, 
ja nicht einmal jene von Privaturkunden zuerkannt werden, weil ſie 
nicht unter Mitwirkung des Johann B. ausgefertigt wurden, und weil 
in denſelben ſelbſt in dieſer Richtung auf eine weitere Verhandlung hin⸗ 
gewieſen wird. 
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Demgemäß kann daher nicht behauptet werden, es habe Johann B. 
jene Erſätze auch nur ſtillſchweigend einbekaunt, denn es ſind nicht 
einmal ſolche Thatumſtände angeführt worden, welche ein derartiges 
Eingeſtändniß darzuthun geeignet wären. 

Es bat zwar allerdings ſeine Richtigkeit, daß Johann B. mittelſt 
der am Tage vor ſeinem Ableben, d. i. am 26. November 1877, aus⸗ 
geſtellten Urkunde der klagenden Gemeinde die Caution per 945 fl., 
welche ob dem Hauſe Conſer.-Nr. 157 verbüchert war, zur Deckung 
der Erſätze abtrat. — Allein dieſe Urkunde ſpecificirt diefe Erſätze nicht 
näher, ſondern führt blos an, daß ſie ſich auf den Rechnungsabſchluß 
mit Ende des Jahres 1865 beziehen, — woraus ſich nur ſchließen 


läßt, daß hiemit eben nur die im Schulderkenntniſſe der Gemeindever⸗ 


tretung angeführte Erſatzſumme per 1623 fl. 26 kr. gemeint iſt, welche, 
wie die beklagte Sparcaſſe erwieſen hat, der Stadtgemeinde bereits be— 
zahlt wurde. 

Rückſichtlich des Betrages der Dienftcaution pr 945 fl. ö. W., 
deſſen Zahlung die Klägerin weiters beanſprucht, — iſt die belangte 
Sparcaſſe Intereſſentin nicht blos als Erſteherin des Hauſes Conjer.- 
Nr. 157, ſondern auch als bücherliche Gläubigerin und darf als ſolche 


die Forderung ſtellen, daß der Anſpruch der klägeriſchen Stadtgemeinde 


auf dieſen Betrag näher ausgeführt und erwieſen werde, und dies ſchon 
aus dem Grunde, weil die Urkunde ddto. 25. November 1877 ſpäter 
ausgeſtellt wurde, als der Meiſtbotsvertheilungsbeſcheid. 

Bei dieſer Sachlage kann allerdings angenommen werden, daß 
der klagführenden Stadtgemeinde bisher Erſatzanſprüche wider Johann 
B rückſchtlich feine Verlaſſenſchaft zuſtehen, allein diefe Anſprüche find 
noch nicht liquid und es iſt demzufolge im Hinblick auf den Umſtand, 
daß der klagführenden Stadtgemeinde bislang das Pfandrecht bezüglich 
der Cautionsſumme per 945 fl. zuſteht, allerdings begründet, daß die 
Klage, wie das Oberlandesgericht erkannt hat, blos dermal abgewieſen 
werde. 

Die Reviſionsbeſchwerde der beklagten Sparcaſſe ſtellt ſich als eine 
außerordentliche dar und wurde verworfen, weil nach dem Obdargeſtellten 
das Urtheil des Oberlandesgerichtes weder eine Nullität noch eine offen- 
bare Ungerechtigkeit beinhaltet, daher die durch das Hofdecret vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, feſtgeſetzten Erforderniſſe zur 
Stattgebung derſelben abgehen. 

(Oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 16. 
3. 19.220.) 


September 1880, 


R. 


Ein vor einer k. k. Bezirkshauptmannſchaft anläßig der Erhe- 

bung eines Privilegieneingriffes geſchloſſener Vergleich zwischen 

dem Beſitzer und dem Verletzer des Privilegiums hat nicht ſofor⸗ 
tige executionsfahige Wirkung. 

A. ſchritt bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu N. um die 
Beſtrafung des B. ein, weil derſelbe die von A. gemachte und durch 
ein erwirktes ausſchließliches Privilegium geſchützte Erfindung eines 
automatiſchen Abſchluſſes von Diffuſionsapparaten nachgemacht und im 
Gebrauche habe. 

Bei dem ſeitens der Commiſſion der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
vorgenommenen Augenſcheine erklärten die Sachverſtändigen, es ſei hier 
allerdings die Erfindung des A. nachgemacht worden, worauf A. mit 
Berufung auf den § 44 des kaiſerlichen Patentes vom 15. Auguſt 
1852, R. G. Bl. Nr. 184, das Begehren ſtellte, daß der betreffende 
Apparat ſofort dem B. abgenommen werde. Um dieſer Abnahme, rück— 
ſichtlich Vernichtung des beſagten Apparates zuvorzukommen, erbot ſich 
nun B., dem A. als Erſatz oder Patenthonorar die Summe per 
3000 fl. ö. W. zu bezahlen, womit der Letztere einverſtanden war, 
und haben ſohin Beide im Beiſein der Commiſſion den Protokollar⸗ 
vergleich dahin abgeſchloſſen, daß A. feine Einwilligung ertheilte, womit 
B. die nachgemachte automatiſche Verſchließung ſeines Diffuſionsappa⸗ 
rates weiterhin benutze und gebrauche, wogegen ſich B. verbindlich 
machte, dem A. die vereinbarte Erſatzſumme per 3000 fl. binnen 14 
Tagen zu bezahlen und zugleich erklärte, ſich des Rechtes der Beru- 
fung oder der Nichtigkeitsbeſchwerde zu begeben. 

Nach fruchtloſem Verlauf von 14 Tagen begehrte A. auf Grund einer 
von der gedachten k. k. Bezirkshauptmannſchaft vidimirten Abſchrift des 
abgeſchloſſenen Protokollarvergleiches und unter Bezugnahme auf das 
Hofdecret vom 8. Juni 1832, J. G. S. Nr. 2567, kraft deſſen auf 
Grund eines vor den politiſchen Magiſtraten abgeſchloſſenen Vergleiches 
die Execution bewilligt werden darf, — bei dem k. k. Landes- als 


Handelsgerichte zu P. die Bewilligung der Mobilar-Pfändung wider 


den B. als protokollirten Handelsmann behufs Hereinbringung der 


oberwähnten Erſatzſumme per 3000 fl., — welchem Begehren mittelſt 
Beſcheides desſelben Gerichtes dato. 2. Februar 1881, 3. 6184, jtatt- 
gegeben wurde. 

Bei Vornahme der Pfändung zahlte B. die excquirte Summe, 
brachte jedoch unter Einem den Recurs wider dieſen Beſcheid ein, in 
welchem er unter Hinweis auf die prineipielle Vorſchrift des 8 298 a. G. O., 
{aut deren die Execution blos auf Grundlage eines gerichtlichen Urtheils 
oder eines gerichtlichen Vergleichs bewilligt werden darf, darauf ſich 
berief, daß die beſtandenen politiſchen Magiſtrate ſowie die ehemaligen 
Patrimonial-Wirthſchaftsämter auch die civilgerichtliche Jurisdiction aus⸗ 
übten, zugleich Ortsgerichte waren, und daß mithin allerdings die vor 
ihnen abgeſchloſſenen Vergleiche ſchon zufolge $ 298 a. G. O. exequir⸗ 
bar waren, was in dem Hofdecrete vom 8. Juni 1832, J. G. S. 
Nr. 2567, nur zu deutlicherem Ausdrucke gelangte, — daß jedoch die 
jetzigen k. k. Bezirkshauptmannſchaſten ausſchließlich politiſche Behörden 


ſind, daß alſo auf Grund eines vor dieſen Behörden bezüglich eines 


privatrechtlichen Anſpruches geſchloſſenen Vergleiches eine gerichtliche 
Execution nicht bewilligt werden dürfe. 

Das k. k. Oberlandesgericht zu P. hat mittelſt Decretes ddto. 
1. März 1881, 3. 7043, dieſem Recurſe ſtattgegeben, den recurrirten 
Beſcheid abgeändert und den A. mit ſeinem Executionsgeſuche abge— 
wieſen, weil nach der Regel des §S 298 a. G. O. die Execution nur 
auf Grund eines gerichtlichen Urtheiles oder eines bei Gericht abge— 
ſchloſſenen Vergleiches bewilligt werden kann, der Vergleich aber, worauf 
das Executionsbegehren ſich ſtützt, weder vor Gericht, noch vor einer 
durch ſpätere Geſetze oder Verordnungen zur Aufnahme von Vergleichen 
über privatrechtliche Anſprüche ausnahmsweiſe bewalteten und bezüglich 
dieſer Vergleichsauſnahme den Gerichten gleichgeſtellten Behörde ab— 
geſchloſſen wurde, und weil insbeſondere der in Rede ſtehende vor der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft abgeſchloſſene Vergleich weder als ein vor 
der Polizeibehörde im Sinne des Hofdecretes vom 16. Juni 1801, 
J. G. S. Nr. 516, und der Miniſterialverordnung vom 18. Juni 1853, 
R. G. Bl. Nr. 114, noch als ein vor dem politiſchen Magiſtrate im 
Sinne des Hofdecretes vom 8. Juni 1832, J. G. S. Nr. 2567, ab⸗ 
geſchloſſener Vergleich angeſehen werden kann. Dies fließt insbeſondere 
noch aus der weiteren Erwägung, daß die Bezirkshauptmannſchaften 
nach ihrem Wirkungskreiſe zufolge des Geſetzes vom 19 Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 44, 88 1 und 11 (letzterer in Verbindung mit den S$ 22 
bis inclufive 56 der Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853, 
R. G. Bl. Nr. 10) zur Aufnahme von Vergleichen über privatrecht— 
liche Anſprüche nicht berufen ſind, und daß überhaupt einer Verein— 
barung der Parteien, welche anläßlich eines Privilegiumeingriffes über 
die Entſchädigung zu Protokoll genommen wurde, die Wirkung eines 
vor Gericht abgeſchloſſenen Vergleiches durch kein Geſetz eingeräumt iſt. 

In dem dagegen ergriffenen: Reviſionsrecurſe wies A. darauf 
hin, daß den politiſchen Magiſtraten der freien Städte und den Patri⸗ 
monialämtern am Lande zwar öfter auch die Gerichtsbarkeit übertragen 
war, daß dies jedoch überall nicht der Fall war, mithin im Hinblick 
auf den ganz allgemein gehaltenen Wortlaut des Hofdecretes vom 
8 Juni 1832, 8. 2567, dermal nicht nothwendig erſcheint, zu er⸗ 
örtern, ob die jetzigen politiſchen Behörden zur Aufnahme von Ver- 
gleichen über privatrechtliche Anſprüche berechtigt ſind, dies umſoweniger, 
als einen derartigen Wirkungskreis auch die politiſchen Behörden vor 
dem Jahre 1848 nicht hatten, wie dies aus dem Patente vom 
21. Auguſt 1788 über die Patrimonialämter hervorgeht. Ferner ſind 
nach § 39 des Privilegienpatentes und nach § 37 der Durchführungs⸗ 
verordnung zu demſelben die politiſchen Behörden angewieſen, zu verſuchen, 
ob ſich nicht zwiſchen dem Beſitzer des Privilegiums und dem Ver- 
letzer ſeines Privilegialrechtes eine Vereinbarung erzielen laſſe, kraft 
deren die nachgemachten Gegenſtände dem verkürzten Privilegiumsbeſitzer 
auf Abſchlag ſeines Erſatzanſpruches in einem beſtimmten Werthbetrage 
überlaſſen würden; ſchließlich wäre es auch eine offenbare Anomalie, 
dem vor einem k. k. Notar abgeſchloſſenen Vergleiche eine größere 
Wirkung beizulegen, als demjenigen, der vor einer landesfürſtlichen 
Behörde abgeſchloſſen wurde. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch den Reviſionsrecurs unter 
Hinweis auf die Begründung der obergerichtlichen Verordnung verworfen, 
mit dem Beifügen, daß aus den §§ 39 und 43 des Privilegienpatentes 
die Berechtigung der politiſchen Behörde zur Aufnahme von Vergleichen 
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über privatrechtliche Anſprüche mit executionsfähiger Wirkung nicht ab- 
geleitet werden könne, nachdem in den §s 43, 46 und 47 des citirten 
Geſetzes die Zuſtändigkeit der Gerichtsbehörden Betreff der privatrecht— 
lichen Anſprüche ausdrücklich in Kraft erhalten worden iſt. 
(Oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 26. April 1881, 3. 4608.) 
IR. 


Zu § 199, lit. e St. G. B. Maß und Gewicht find im „öffent- 

lichen“ Gewerbe nur dann gebraucht, wenn die Abwägung oder 

Abmeſſung in den zum Gewerbebetrieb beſtimmten RNäumlich⸗ 
keiten ſtattfindet. 

Der Selcher Franz M. wurde mit Urtheil des Landesgerichtes 
in Graz vom 22. November 1880, 3. 19.879, des Betruges nach 
8 199, lit. ce St. G. B. ſchuldig erkannt, weil er bei käuflicher Ueber⸗ 
nahe von Borſtenvieh in feinem Geſchäftslocale ſich einer zum Nach— 
theile des Verkäufers Johann G. vorfäglid unrichtig gemachten Wage 
bediente. Wider dieſe Geſetzanwendung wird in der auf Z. 9, ift a 
des § 281 St. P. O. geſtützten Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten 


eingewendet, daß das öffentliche Selchergewerbe nicht im Einkaufen von 
Borſtenvieh, ſondern in der Anfertigung und dem Detailverſchleiße von 
Selcherwaaren beſtehe; daß die größere Strenge des Geſetzes nicht ſach⸗ 
kundigen Verkäufern, von welchen der Gewerbsmann Rohſtoffe bezieht, 
ſondern den Conſumenten zu Statten komme, die bei mangelndem Sach— 
verſtändniſſe auf die Redlichkeit des Gewerbsmannes angewieſen find; 
daß auch Johann G. die Unrichtigkeit der Wage alsbald bemerkt und 
gerügt hat, und wenn er ſich gleichwohl vom Angeklagten beſchwichtigen 
ließ, hierzu weniger durch deſſen Liſt, als durch die Geringfügigkeit 
der Sache beſtimmt worden iſt; daß die unrichtige Wage ſomit nicht 
geeignet war, den Verkäufer zu täuſchen. 

Die öffentliche Verhandlung vor dem Caſſationshofe wurde unter 
dem Vorſitze des Hofrathes Ritter von Mages am 28. März 1881 
vorgenommen. Der Beſchwerdeführer war durch den Landesadvocaten 
Dr. Neumeyer, die Generalprocuratur durch den Generaladvoeaten 
Cramer vertreten. 

Von Letzterem wurde unter Anderem hervorgehoben: „Der § 199, 
lit. e St. G. B. hat zwiſchen Kauf und Verkauf von Gegenſtänden 
des gewerblichen Verkehres nicht unterſchieden. Auch der Kauf oder die 
anderweite Anſchaffung von Waaren oder anderen beweglichen Sachen 
kann zum Gewerbsbetriebe gehören. Beim Handwerker, der den Schwer— 
punkt ſeiner Thätigkeit nicht in den Handel mit fremden Erzeugniſſen 
(8 44 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859), ſondern in die 
Herſtellung ſolcher Erzeugniſſe verlegt, wird insbeſondere das Einkaufen 
des zu den Berufsarbeiten nöthigen Rohmaterials in den Bereich ſeines 
Gewerbes fallen. Ueberſchreiten aber die von ihm vorgenommenen Weiter⸗ 
veräußerungen den Umfang des Handwerkes, dann wird er zum Kauf— 
manne, und der Einkauf der zur Verarbeitung und Weiterveräußerung 
beſtimmten Stoffe iſt als Handelsgeſchäft Beſtandtheil feines Gewerbs— 
betriebes. (Art. 10, 271—273 H. G. B) Nicht in Frage ſtehen kann 
| alfo für den gegebenen Fall, ob die unrichtige Wage im Gewerbe ge— 
braucht worden iſt, zu erörtern iſt nur, ob der Gebrauch im „öffentlichen“ 
| Gewerbe ſtattfand. Im Sinne einer in den Gewerbegeſetzen wurzelnden 
Berechtigung iſt jedes Gewerbe öffentlich, gleichviel ob dasſelbe an eine 
beſondere Bewilligung der Behörde gebunden, oder gegen bloße An— 
meldung zuläſſig ift. (SI Gew. O) Auf dieſe Berechtigung hinzuweiſen, 
kanu der Ausdruck „öffentlich“ im 8 199, bt. e St. G. B. offenbar 
| nicht beſtimmt ſein. Hier trägt derſelbe den Charakter einer Orts- 
bezeichnung. Es wird damit das Erforderniß ausgedrückt, daß der Ge— 
brauch des falſchen Maßes oder Gewichtes in den zum Gewerbsbetriebe 

gewidmeten Räumlichkeiten ($ 45 und ff. der Gew. O.) ſtattgeſunden 
haben müſſe. Und mit gutem Grunde. Denn wie der Gewerbsbetrieb 
überhaupt, unterliegen daſelbſt auch Maße uud Gewichte der ämtlichen 
Ueberwachung (vergl. Art. \ des Geſ. vom 5. März 1862, R. G. Bl. 
Nr. 18; Art. \ bis VIIL der Maß und Gewichtsordnung vom 23. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 16 v. J. 1872; § 84 der Aichordnung vom 
19. December 1872, R. G. Bl. Nr. 171; § 12 der Verordnung des 
Handelsminiſteriums vom 3. April 1875, R. G. Bl. Nr. 45 a. a. O) ). 
Im Hinblicke darauf kann die Partei beſonderer Vorſicht enthoben fich 
erachten; ſie darf vorausſetzen, daß das gebrauchte Maß oder Gewicht 


Die Miniſterial⸗Verordnung vom 28. März 1881, R. G. Bl. Nr. 31, 
unterſagt den Gewerbetreibenden, ungeſetzliche Maße und Gewichte in ihren ftän- 
digen oder zeitweiligen Verkaufsſtätten auch nur aufzubewahren. 
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richtig ift. Wird gleichwohl unrichtiges Maß oder Gewicht ange⸗ Auflaſſung des Poſtamtes Unſerfrau in Schuals. H.⸗M. Z. 35.690. 
wendet, ſo tritt neben dem verletzten Privatintereſſe auch das öffent: | 26. November. 
liche Vertrauen in Mitleidenſchaft und unverkennbar präſentirt ſich gerade Verlegung des Poſtamtes Cizowä aus dem Orte in den gleichnamigen 
in der Schädigung dieſes Vertrauens das für die Exiſtenz des 8 199, Bahnhof. H⸗M. 3. 36.646. 26. November. 
nt. c St. G. B. entſcheidende Moment. Genau dieſelbe Auffaſſung liegt Errichtung eines Poſtamtes im Bahnhofe Voitersreuth. H.-M. Z. 35.711. 
auch den Caſſationsentſcheidungen vom 23. April 1880, 3. 12.148, 28. November. 
und vom 24. Jänner 1881, 3. 12.681, zu Grunde. Dort wurde ein Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſt 
Krämer, weil er beim Einkaufe von Knoppern in ſeinem Geſchäftslocale gebiete. H.⸗M. Z. 35.712. 28. November. 
eine unrichtige Wage benützte, nach $ 199, lit. e St. G. B. ſtraffällig Nr. 74. Ausgeg. am 10. December. 
erkannt, der Einkauf von Weinen dagegen aus dem öffentlichen Gewerbe Aufhebung der über die Zeitung „Deutſches Montags⸗Blatt“ verhängten 
eines Schänkers, vermöge der (in den Motiven allerdings nicht erficht- Poſtdebit-Entziehung. H.⸗M. Z. 37.844. 3. December. 
lich gemachten) Erwägung ausgeſchloſſen, daß geplant war, die gefälſchten Verbot der Zeitſchrift: „Hromada“. HM. 3. 38.440. 8. December. 
Fäſſer zu den Wohnorten der Weinverkäufer mitzuführen, und dort die Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H.M. Z. 36.440. 30. November. 
Weine abmeſſen zu laffen. Der vom Beſchwerdeführer vertretenen Geſetz⸗— Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus- 
auslegung dürfte ſomit nicht zugeſtimmt werden können.“ ländiſche Zeitungen pro I. Quartal 1881. H.-M. Z. 37.227. 28. November. 
Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof fand mittelſt Ent- Nr. 75. Ausgeg. am 13. December. 
ſcheidung vom 28. März 1881, 3. 15, die Nichtigkeitsbeſchwerde des Fahrpoſt⸗Verkehr mit Großbritannien und Irland auf dem Wege über 
Franz M. zu verwerfen. — Gründe: Holland (Vlifſingen). H.-M. Z. 37.285. 3. December. 
Der Betrieb eines Gewerbes beſteht wohl nicht immer Verbot der Beförderung von werthvollen und zollpflichtigen Gegenſtänden, 


allein im Verkaufe und hängt häufig mit dem Einkauf des Rohmaterials oder von ausländiſche Loſe enthaltenden Correſpondenzen mittelſt der Briefpoſt 
und deſſen Bearbeitung zum Zwecke des Verkaufes des verarbeiteten nach Italien. H.-M. Z. 37.316. 3. December. 


Materiales zuſammen und ſowie das Strafgeſetz im § 199, lit. c des Nr. 76. Ausgeg. am 20. December. 

St. G. einen Unterſchied zwiſchen dem Gebrauche unrichtigen Gewichtes Errichtung eines Poſtamtes zu Fraſtanz. H.⸗M. Z. 36.701. 3. December. 
bei Einkauf oder Verkauf in einem öffentlichen Gewerbe nicht macht, Anflaſſung des Poſtamtes zu Neuhaus bei Gaming. H.-M. Z. 37.300 
ebenſo ergibt ſich auch aus der Unterlaſſung der Aufſtellung einer der- 5. December. 

artigen Unterſcheidung, daß die Abſicht des Geſetzes, welches den Ge— Nr. 77. Ausgeg. am 22. December 

brauch unrichtigen Gewichtes in einem öffentlichen Gewerbe überhaupt Aenderungen in dem Stande und in der Einrichtung der im Poſtdienſte 


und ohne alle Rückſicht auf einen ziffermäßig beſtimmten Schaden des verwendeten Druckſorten und Hinausgabe eines neuen Druckſorten⸗Verzeichniſſes. 
Irregeführten als Verbrechen beſtraft, dahin geht, Jedermann, der, ſei HM. Z. 39.601. 13. December. 


es durch Einkauf oder durch Verkauf in einem öffentlichen Geſchäfte, Ph EHER DR Lo te 

mit dieſem Letzteren in Verkehr tritt, vor Uebervortheilung durch in Angabe der Beträge auf den Poſtanweiſungen aus der Schweiz in Worten 
demſelben, nämlich in dem zur öffentlichen Ausübung desſelben beſtimmten und Ziſſern. H. M. 3. 39.011. 18. December. 

Locale, gebrauchtes unrichtiges Maß oder Gewicht zu ſchützen, da es Errichtung eines k. k. Filial-Poſtamtes: „Wien, Mittelgaſſe“. H.-M. 
eben dem Käufer oder Verkäufer, welcher mit dem Geſchäftsmanne in 3. 37.727 17. December. N 

deſſen Locale ein Kaufs⸗ oder Verkaufsgeſchäft abſchließt, nicht möglich Errichtung Er ee er ee DAN. 9. one December 
iſt, die Waaren, welche den Gegenſtand desſelben bilden, und fogleih| Ekiich tung eines Poſtamtes zu Mühlbach in Ober-⸗Pinzgau. H. M. 
übergeben werden, nach Maß und Gewicht anders, als nach dem im 8. 38.617. 17. December. 8 

Geſchäfte befindlichen zu prüfen. Nach den thatſächlichen Feſtſtellungen 9 1 Nr. 79. Ausgeg am 31. December. 

des erſten Gerichtshofes iſt Johann G. durch die vom Nichtigkeitswerber Ermächtigung der Aerarial-Poſtämter in Galizien zur Abfertigung von 


zum Nachtheile des Verkäufers vollſührte Aenderung der beim Einkaufe Fahrpoſtſendungen im Einzelgewichte von mehr als 2˙5 Kilo in das Ausland 
verwendeten Wage geſchädigt worden, wonach von der vom Nichtigkeits⸗ ohne Intervention der Gefallsorgane. H. M. 3. 38.167. 9. December. 


an F ; Berichtigung des Briefpoft-Tarifes. H.⸗M. Z. 39.534. 22. December. 
werber geltend gemachten unrichtigen Geſetzesanwendung um fo minder eg 5 15 5 5 

die Rede ſein kann, als der erſte Gerichtshof als erwieſen angenommen Portofreiheit der Amtscorreſpondenz des fürſterzbiſchöflichen Privat⸗Gymna⸗ 
hat, es habe der Nichtigkeitswerber das von Johann G. ihm aus- ſtums (Collegium Boromäum) in Salzburg. H.⸗M. 3. 38.758. 22. December. 
gedrückte Bedenken gegen die Richtigkeit der Wage mit dem zurüd- Hinausgabe des Preisverzeichniſſes der in der öſterreichiſch-ungariſchen 


gewieſen, daß dieſelbe geaicht und richtig ſei und zur Begründung diefes Monarchie N 9 a erſcheinenden Zeitungen für das Jahr 1881. H-M. 
Verbrechens auch ſchon die einmalige wiſſentliche Verwendung von falſchem 332404. 3 = 

Maß und Gewicht genügt. Die Nichtigkeitsbeſchwerde war daher als 5 Perſonalien. 
ungegründet zu verwerfen und gemäß $ 390 St. P. O. Nichtigkeits⸗ Seine Majeftät haben dem Präſidenten der Polizeidirection in Wien 
werber in den Erſatz der Koſten des Caſſationsverfahrens zu verfällen Wilhelm Ritter Marx v. Marxberg den Orden der eiſernen Krone zweiter 


Claſſe taxfr ei verliehen. 
Seine Majeftät haben dem Hofrathe und Polizeidireetor in Trieſt Karl 
Pichler Edlen v. Deeben das Ritterkreuz des Leopold-Ordeus taxfrei verliehen. 


Geſetze und Uerordnungen. Seine Majeſtät haben den Polizei⸗Obercommiſſär der Wiener Polizei 
1880. IV. Quartal. direction Joſef Witt und den Oberinſpector der Wiener Sicherheitswache Albin, 


Neswadba das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens, ferner den Polizei⸗ 

Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. commiſſären der genannten Polizeidireetion Guſtav Zöhrer, Jakob Wohl und 
Handels miniſteriums. Bernhard Frankl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Redigirt im Handelsminiſterium. Ind Seine Majeſtät haben den Oberinſpector der k. k. priv. öſterr. Staats⸗ 

9 N 5 eiſenbahn⸗Geſellſchaft Julins Kaan zum Regierungsrathe und Leiter des ver- 


Nr. 72. Ausgeg. am 1. December. ſicherungstechniichen Bureau im k. k. Miniſterrum des Innern ernannt. 
Neue Fahrpoft-Tarife „Spanien“ und „Portugal“. H.⸗M. Z. 36.348. Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtande des Rech⸗ 
17. November. nungsdepartements der n. 6. Finanz⸗Landesdirection Johann Kardaſch anläßlich 
Aenderung im Briefpoſt⸗Tarife. 9.-M. Z. 36.094. 20. November. deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 
Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Zalaegerszeg zur Ver⸗ E r e d i g ungen. 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Sendungen mit 1 ien dige wu el ſe d 6h in 
2 8 3665 5 5 er zehnten und ein iſtentenſtelle in der eilften Raugsclaſſe beim k. k. Haupt⸗ 
Nachnahme al) 1 . 8. 1 un Era zollamte in Wien gegen Caution, bis 26. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 177.) 
Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes „Budapeſt vizivaros I.“ Steuereinnehmersſtelle iu Niederöſterreich in der neunten, eventuell eine 
zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Sendungen Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe mit Eautionsverpflichtung, 
mit Nachnahme bis 500 fl. H-M. Z. 36.653. 23. November. bis Ende Auguſt. Amtsbl. Nr. 178.) 
Nr. 73. Ausgeg. am 4. December. Zum 9 
Leitung der Briefſendungen an das k. und k. General⸗Conſulat in Ruſt⸗ Dur Hiezu als Beilage: Bogen 16 der Erfennt- 
ſchuk. H.-M. Z. 37.026. 26. November. niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


